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Senatsverwaltung für Justiz,      Berlin, den 21. April 2022 

Vielfalt und Antidiskriminierung 

III C 9 – 4250/2/2 

 

3. Sammelgnadenerweis anlässlich der Corona-Pandemie 

 

A. 

Allgemeines 

 

Der 3. Sammelgnadenerweis anlässlich der Corona-Pandemie bezieht sich auf  

Verurteilte, gegen die die Vollstreckung der Ersatzfreiheitsstrafe anlässlich der Corona-

Pandemie mit Zustimmung der Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und 

Antidiskriminierung – zuletzt mit Verfügung vom 16. Februar 2022 -  nach Maßgabe von  

§ 455a StPO für die Zeit ab dem 12. Dezember 2021 bis zum 31. Mai 2022 

aufgeschoben wurde (Geschäftszeichen III C 8 – 4300/14/6). 

 

Die Geldstrafen, die den vom 12. Dezember 2021 bis zum 31. Mai 2022 aufgeschobenen 

Ersatzfreiheitsstrafen zugrunde liegen, werden, sofern die unter B. genannten 

Voraussetzungen vorliegen, erlassen. 

 

Der von dem Abgeordnetenhaus von Berlin gewählte Gnadenausschuss ist in der Sitzung 

am 13. April 2022 gehört worden. 

 

B. 

Voraussetzungen  

Ein Erlass auf Grundlage dieses Sammelgnadenerweises darf nur in den folgenden Fällen 

ergehen:  

 

1. die ursprünglich verhängte Geldstrafe darf 40 Tagessätze nicht übersteigen, 
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2. die ursprünglich verhängte Geldstrafe, die 40 Tagessätze, jedoch nicht 90 

Tagessätze übersteigt, muss bereits bis zur Hälfte der Strafhöhe verbüßt oder 

durch Zahlung bzw. durch freie Arbeit beglichen sein, 

 

3. die ursprünglich verhängte Geldstrafe, die 90 Tagessätze nicht übersteigt, muss 

sich gegen Verurteilte richten, die im Jahr 1962 oder früher geboren sind.  

 

C. 

Ausschlussgründe 

 

Der unter A. bezeichnete Straferlass wird nicht gewährt, sofern sich die Verurteilung auf 

Straftaten bezieht,  

 

1. die sich gegen die sexuelle Selbstbestimmung - §§ 174 bis 184j StGB - sowie 

gegen das Gewaltschaltschutzgesetz richten, 

 

2. die sich gegen die körperliche Unversehrtheit - §§ 223 bis 225 StGB und  

§ 323a StGB, sofern das im Vollrausch begangene Grunddelikt eine Gewalttat 

nach den vorstehend genannten Vorschriften darstellt – richten, 

 

3. die aus politischer Motivation oder aus Hass begangen wurden oder sich gegen 

die öffentliche Ordnung richten – insbesondere §§ 86, 86a, 125, 126, 130, 130a, 

131, 138, 185 bis 189 StGB, 

 

4. die Verstöße gegen das Infektionsschutzgesetz betreffen. 
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D. 

Verfahren 

 

1. Sind mehrere Ersatzfreiheitsstrafen zu vollstrecken, ist hinsichtlich jeder wie unter B. 

und C. geregelt zu verfahren, sofern die Summe der ursprünglich verhängten 

Geldstrafen 90 Tagessätze nicht übersteigt.   

 

2. Die Strafvollstreckungsbehörde unterrichtet die Verurteilten vom Straferlass.  

 

3. In folgenden Fällen sind der Senatsverwaltung für Justiz, Vielfalt und 

Antidiskriminierung – Ref. III C – zur Prüfung des Straferlasses im Einzelfall die 

entsprechenden Akten mit einer kurzen Stellungnahme vorzulegen:  

 

a. wenn zwar eine der unter B., aber ein oder mehrere unter C. genannten 

Ausschlussgründe vorliegen, die bzw. der Verurteilte aber dennoch aufgrund 

sonstiger besonderer Umstände als gnadenwürdig erscheint, 

 

b. wenn zwar eine der unter B. genannten Voraussetzungen vorliegen und kein unter 

C. genannter Ausschlussgrund, die bzw. der Verurteilte aber dennoch aufgrund 

sonstiger besonderer Umstände als nicht gnadenwürdig erscheint,  

 

c. in Zweifelsfällen, insbesondere wenn das öffentliche Interesse an der 

Strafverfolgung überwiegt. 

 

4. Die Staatsanwaltschaft Berlin berichtet vierteljährlich für das vergangene Quartal, 

jeweils zum 15. des Folgemonats, die Zahl der Fälle, in denen gemäß  
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vorstehender Verfügung Gnadenerweise erteilt worden sind, der Senatsverwaltung 

für Justiz, Vielfalt und Antidiskriminierung  

– Ref. III C (Gnade) – zu dem oben genannten Aktenzeichen.  

 

 

 

 

Prof. Dr. Kreck 

 

 


